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Laudtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
Siebzehnte Sitzung vom 5. Dezember. 
(Schluß.) 

Ee wird in die Tagesordnung eingetreten undzdie 
gestern abgebrochene Vorberathung des Etats des Mi- 
uſterums des Innern fortgeſetzt. 

Ausgaben. Zu Tit. 1 (Beſoldungen) beantragen 
die Rommiſſäre des Hauſes ftatt 102,050 Thlr. nur 
100,650 Thlr. zu bewilligen, weil das Bedürfniß der 
stellung eines zweiten Direktors im Miniſterium des 
unern nicht ausreichend gerechtfertigt erſcheine. — Der 
iniſter des Innern Graf Eulenburg erklärt, daß er 
mit Rückſicht auf die Finanzlage des Staats die Forde⸗ 
dung der Regierung zurückziehe, wodurch der Antrag der 
ommiſſare erledigt iſt. 

Zu Tit. 5, ſtatiſtiſches Bureau, beantragt Abg. 
Schmidt (Stettin) „im nächsten Etat die Koſten für 
das ſtatiſtiſche Seminar in perſönlichen und ſächlichen 

sgaben getrennt erſichtlich zu machen; 2) einen Nach- 

weis über die Frequenz des Seminars, unter Angabe 

er Kategorien, welche es beſuchten, beizufügen; 3) zu 
deranlaſſen, daß die Sitzungsprotokolle der wieder ins 

eben gerufenen ſtatiſtiſchen Central-Kommiſſion regel- 
mäßig veröffentlicht werden, damit auch hierdurch ein 
Nößeres Intereſſe und ein beſſeres Verſtändniß für ſta⸗ 
Stiche Arbeiten bei den Behörden, wie beim Publikum 
erzielt werde.“ 

Der Reg.⸗Kommiſſar Graf zu Eulenburg er- 
lat, daß den Nejolutionen Rechnung getragen würde, 
und daß die Verhandlungen wegen Reorganiſation der 
ö ſatſſiſchen Centralkommiſſion noch ſchwebten, weshalb er 
nicht in der Lage ſei, Mittheilung darüber zu machen. 

Abg. Dr. Eberty macht auf die Wichtigkeit der 
Statiſit für die Nechtepflege und das Gefängnißweſen 
aufmerkſam. 

Abg. Dr. Becker (Dortmund) führt aue, daß 
geringe Intereſſe an der Statiſtik darin ſeinen Grund 
abe, daß dem Volke der Staatshaushaltsetat und die 
chnungen nicht zugänglich ſeien. Ueber den Staats- 

ushaltgetat herrſche im Volke eine erſchrecklich große 
Unwiſenheit und die Bemühungen gebildeter Männer, 
ch Kenntniß über den Etat zu verſchaffen, ſeien ge⸗ 
ſcheitert an der Unmöglichkeit, die Druckſachen zu er- 
lten. Würde die Regierung den Etat dem Buch- 


handel zugänglich machen, ſo würde dadurch in kurzer 
Zelt das Intereſſe an der Statiſtik erhöht werden. 
Abg. Dr. Engel erklärt fi unter großer Un- 
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nuhe des Hauses gegen die Anträge des Abg. Schmidt. 
wünſcht ebenfalls größere Mittel für die Statiſtik, 
offt aber, daß die Regierung dieſelben aus eigenem 
lutriebe gewähren werde. — Abg. Schmidt (Stettin) 
leht ſeinen Antrag zurück. 
Zu Tit. 10 und 11 der Ausgaben (landräthliche 
Bchörden und Aemter) beantragen die Kommiſſare des 
auſes die Abſetzung der für die Umwandlung des Ober- 
ante Meiſenheim in ein eigenes Landrathsamt gemach- 
5 Mehrforderungen, da der Umfang und die Bevölke- 
ungszahl des Oberamts Meisenheim zu gering für die 
ung eines eigenen Landrathsamts ſeinen. 
1 Der Reg.-Komm. Geh. Regierungsrath v. Wolff 
j Ampft dieſen Antrag. Es komme nicht auf den Um- 
in und die Bevölkerungszahl, ſondern auf die Leiſtungs⸗ 
Aust eines Kreiſes an, und in dieſer Beziehung ſtehe 
5 Oberamt Meiſenheim hinter anderen Kreiſen nicht 
Naur Die Staatsregierung hätte geglaubt, unbillig 
hi andeln, wenn fie den Wünſchen der Bevölkerung 
Wü, nachtüne, da dieſelbe den neuen Verhältniſſen mit 
ligkeit und großem Vertrauen eutgegengekommen jet. 
Abg. v. Brieſen ſchildert die Verhältniſſe des 
beramtes Meiſenheim und bittet dringend um Gench- 
gung des Regierungsvorſchlages, damit die patriotischen 
efühle der Bevölkerung nicht verletzt würd en. 
br Zu dem Tit. 11 und 12 ſelbſt empfiehlt Abg. 
„ Libelt die Aufbeſſerung der Gehälter der polniſchen 
Ganslateure und der Regierungs-Kommiſſar Ir, Wolff 
gt dies zu, wo das Bedürfniß ſich herausſtelle. 
fen . N 
Fülgen, 
Prüfe 
Es 


Saucken (Gerdauen) rügt das Ver- 
der Regierung bei der Ernennung von Land- 
für den Fall, daß die von den Kreisſtänden 
ntirten Kandidaten die Beſtätigung nicht erhalten. 
werde dann ein Landrath ernannt, der den Kreiſen 
em it. Es werde dadurch das Wahlrecht der 
vertretungen illuſoriſch gemacht. 
8 Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Der 
j en Oner verwechſelt das Beſtätigungsrecht bei ſtädti⸗ 
Wahlen mit dem Ernennungsrecht des Königs. 
darüber interpelliren zu laſſen, wie der König 
un Amt ausübt, glaube ich, habe ich nicht nöthig 
(Bei werde auf ſolche Interpellation nicht antworten. 
fall rechts.) 
pe o v. Kardorff wünſcht Gleichmäßigkeit der 
mann in Betreff des Examens der gewählten und der 
7 1 en Landräthe. Erſtere müßten ein Examen ab- 
lang legere, nachdem ſie ein Landrathsamt eine Zeit 
ommiſſariſch verwaltet, in der Regel nicht. 
iniſter des Innern: Bevor die definitive 


l 


Abendblatt. 


Ernennung der Landräthe erfolgt, muß die Regierung 
ſich Kenntniß und Ueberzeugung von der Qualifikation 


des Kandidaten verſchaffen. — Abg. zur Megede von ihrer Kompetenz durch Königl. Verordnung ge⸗ 


wünſcht, daß bei Aufbeſſerung der Gehälter der Land- 
räthe nach der Anciennität verfahren werde. 
Miniſter des Innern: 


im vorigen Jahre beſchloſſenen Grundſätzen verfahren. 


— Abg. v. Saucken (Gerdauen): Nicht ich, ſondern Lokalbehörden, mit welchen die Regierung verhandeln 
Der Kö- ſoll. 
nig hat ſich des Ernennungsrechtes begeben, da er ſich und Wegbau-Inſpektionen sc. 6 
Im Uebrigen habe ich kann mit einer ſolchen Anzahl von Lokalbehörden nicht 
geglaubt, daß ein konſtitutioneller Miniſter den König kommuniziren. 


der Herr Miniſter befindet ſich im Irrthume. 
die Kandidaten präſentiren läßt. 


deckt, aber nicht ſeine Perſon durch den König. 


das unbeſchräukte Ernennungerecht aus. 


einer Kritik unterworfen werden. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Bei der Ab 
ſtimmung wird der Antrag der Kommiſſarien abgelehn 
die Forderung der Regierung bewilligt. 

Tit. 12. Regierungen (Landdroſteien) in der Pro 
vinz Hannover. Hierzu liegen folgende Anträge vor 

1) Die Kommiſſare des Hauſes (v. Bennigſen 


und Gen.) beantragen: Nur eine Regierung für Han-“ 


nover (mit Kompetenz der bisherigen Landdroſteien 


der Provinz Hannover) und dafür 60,225 Thlr. (ital 1 


93,225 Thlr.) zu bewilligen. 


2) Abg. v. Bockum-Dolffs die Bewilligung. 


eines Pauſchquantums für ſechs Landdroſteien in De 
Provinz Hannover mit 118,750 Thlr. 


3) Abg. Lauenſtein will den Tit. 12 a—d P 


folgender Geſtalt feſtſtellen: „Regierungen in der Pro la 


vinz Hannover (mit der Kompetenz der bisherigen Land 
droſteien.)“ f 


4) Abgg. Dr. Glaſer und Groſchle beantragen din 


für ſechs Landdroſteien in der Provinz Hannover 118,750 
Thlr. definitiv zu bewilligen. 1 
5) Abg. Dr. Virchow beantragt die Bewilli 


eines Pauſchquantums von 93,000 Thlr. mit d bei⸗ ur 


gefügten Bemerkung: „Es dürfen jedoch mit d 
Summe keine definitiven Organijationen, insbeſondere 
keine definitiven Anſtellungen von Beamten bewirkt 
werden.“ 25 

Abg. Windthorſt (Meppen) beantragt, aus der 
allgemeinen Disluſſion die Frage wegen der Schulver⸗ 
waltung auszuſcheiden und die Berathung bei dem Etat 
des Kultus-Miniſteriums eintreten zu laſſen. — Der 
Präſident erachtet dies für unmöglich. 

Abg. Graf Weſtarp: Wollen Sie wieder ein 
Proviſorium bewilligen, dann müſſen Sie auch für die 
alten Provinzen ein ſolches Proviſorium herſtellen. Sie 
würden aber mit der Feſtſtellung des Proviſoriums 
einen politiſchen Fehler begehen, denn Sie würden das 
Welfenthum in der Provinz Hannover dadurch beför⸗ 
dern. Laſſen Sie alle Preſſion bei Seite und ver— 
meiden Sie jede Parteitatik. — Eine Regierung für 
die Provinz Hannover halte ich für völlig unmöglich. 
— Der Nachbar im Weſten ſchläft nicht, die Ereig— 
niſſe des Jahres 1866 find noch nicht vergeſſen und 
in ſolchen Zeiten ſollen wir in einer neu eroberten Pro— 
vinz eine Einrichtung treffen, weder preußiſch noch han⸗ 
noverſch. Ein politiſcher Fehler, einmal begangen, it 
nicht wieder gut zu machen. Ich empfehle den Antrag 
des Abg. Dr. Glaſer. 

Die Abgg. Lasker und v. Bennigſen weiſen 
darauf hin, daß die Regierung zwar dem Hauſe eine 
Druckſchrift überreicht, dabei aber zugeſagt habe, die 
nothwendigen Erläuterungen bei der Berathung zu geben. 
Es wäre erſprießlicher, wenn dieſe Erläuterungen gegeben 
würden, bevor die Diskuſſion weiter gehe. 

Min iſter des Innern: Wenn erſt ein oder 
zwei Redner gegen die Forderung der Regierung ge— 
ſprochen, würde dieſelbe in der Lage ſein, die zugeſagten 
Erläuterungen zu geben. 

Abg. Graf v. Wintzingerode: Ich will nicht 
auf die allgemeine Diskuſſion zurückgreifen, aber ich 
will ſie dennoch an dieſelbe erinnern. Wollen wir jetzt 
die Forderung der Regierung bewilligen, ſo würden wir 
die Gelegenheit verſäumen, etwas von dem, was wir 
wollen, zu erreichen. Eine, dem wirklichen Bedürfnißß 
entſprechende Verwaltung erhalten wir nur, wenn wir 
nur eine Regierung herſtellen. Deshalb empfehle ich 
den Antrag der Kommiſſare, event. aber die Verlän⸗ 
gerung des Proviſoriums. 

Abg. Lauenſtein: Hätte man in Hannover ge⸗ 
ahnt, daß die Abgeordneten für Hannover ſo abweichende 
Anträge von dem Gutachten des Provinzial-Landtages 
ſtellen würden, ſo würden ſchon eine Menge von Pe— 
titionen gegen eine Regierung hier eingelaufen ſein. Ich 
muß mich mit großer Entſchiedenheit gegen eine Regie- 
rung und gegen jedes Proviſorium erklären. Ich lege 
Gewicht darauf, daß für eine neue Provinz, wo die 
Bevöllerung den neuen Verhältniſſen noch unverſöhnt 
gegenüberſteht, das Proviſorium das Nachtheiligſte iſt, 
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Montag, den 7. Dezember 


Bei den Gehaltsver⸗ klar zu ſtellen, daß es ſich nicht um eine neue Organi- 
beſſerungen für die Landräthe wird nach den vom Haufe ſation handelt und deshalb habe ich meinen Antrag 


(Beifall.) Die Erhaltung der Aemterverfaſſung liegt im Intereſſe 

Miniſter des Innern: Der König läßt ſich der Provinz und auch des preußiſchen Staates. Ich 
allerdings drei Kandidaten präſentiren und übt danach bin der Anſicht, daß man bei einer Organiſation der 
Ich halte es preußiſchen Verwaltung ſehr viel Brauchbares aus der 
aber immer für ſehr mißlich, wenn Ernennungen, die Aemterverfaſſung entnehmen kann. 
Se. Majeſtät der König vollzieht, hier in der Kammer der Schwerpunkt der Verwaltung in der unteren In- 
ſtanz, die aus unmittelbarer perſönlicher Anſchauung 


Preic in Stettin vierteljährlich 1. Thlr., 
f monatlich 10 Sgr. 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 
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eine Organiſation ins Leben zu rufen. In welche 
Lage bringen Sie die Verwaltung, wenn Sie einen 
Beſchluß faſſen, auf welchen die Regierung nicht ein⸗ 
gehen kann, und verfaſſungsmäßig nicht einzugehen 
braucht. Ich glaube, dies wird einen kleinen Konflikt 
herbeiführen und ich glaube, man thut beſſer, dieſen 
Konflikt zu vermeiden. (Beifall rechts!) Ich erkläre 
alſo im Namen der Regierung: fie geht auf eine Re⸗ 
gierung nicht ein. Im Uebrigen beſchließen Sie, aber 
beſchließen Sie ſo, daß Sie keinen Konflikt hervor⸗ 
rufen und den Fehler vom vergangenen Jahre wieder 
gut machen. (Beifall. Heiterkeit.) 

Der Präſident ſchlägt Vertagung der Sitzung 
bis Abends 7 Uhr vor. Das Haus genehmigt dieſen 
Vorſchlag. Schluß nach 3 Uhr. 


Deutſchland. 

Berlin, 3. Dezember. Es iſt eine ſeltſame 
Erſcheinung, daß die diplomatiſchen Aktenſtücke des 
Herrn v. Beuſt, wie fie namentlich im Rothbuch er⸗ 
ſcheinen, ebenſo wie die offtziöſen Federn, die demſelben 
zu Gebote ſtehen, fortdauernd ein bedrohliches Bild von 
den Zuſtänden Rumäniens entwerfen und ſich in den 
lebhafteſten Angriffen gegen die rumäniſche Regierung 
ergehen und daß andrerſeits von öſterreichiſcher Seite 
die Agitationen unterhalten werden, die Rumänien beun⸗ 
ruhigen. Es befinden ſich in den Donaufürſtenthümern 
etwa 300,000 öſterreichiſche Schutzbefohlene, denen es 
daran liegt, theils die Duengeleien, die der rumäniſchen 
Regierung das Leben ſauer machen, fortzuſetzen, theils 
durch übertriebene Darſtellung der wirklichen Vorgänge 
dem Auslande über das was dort wirklich vorgeht 
eine falſche Vorſtellung zugeben. Auch der öſterreichiſche 
General-Konſul in den Donaufürſtenthümern iſt bemüht, 
dem Fürſten Karl die Regierung zu erſchweren, indem 
er ſich, wie aus dem Rothbuch hervorgeht, wie ein 
Satrap benimmt und Maßregeln und Schritte ergreift, 
die ihm nicht zukommen und die die rumänische Re⸗ 
gierung kränken müſſen. Namentlich iſt die Art und 


was beſchloſſen werden kann. (Sehr wahr!) Während 
der Diktatur-Periode iſt den Landdroſteien Manches 


nommen, aber dieſe Verordnungen waren während der 
Diltaturperiode Geſetz. Ich wünſche über allen Zweifel 


geftellt: In Hannover iſt eine ſo große Zahl von 


100 Aemter, die Polizei - Direktionen, Waſſer⸗ 
Eine einliche Regierung 


Ich halte dies für ganz unmöglich. 


In Hannover liegt 


entſcheidet. Ich wünſche dieſe Aemterverfaſſung zu er⸗ 
halten, weil ich auch die darauf begründete ſelbſtſtändige 
Städteverfaſſung erhalten will. Ich bin aber der An- 
icht, daß dieſe Aemterverfaſſung ſich auf die Dauer 
nicht halten würde, wenn Sie heute nur eine Regierung 
beſchließen. 
Abg. Lauenſtein: Es iſt ausgeführt worden, 
aß man die eine Regierung durch Vermehrung der 
ompetenz der Lokalbehörden erheblich entlaſten lönne. 
ber wir haben für dieſe Hoffnung leine Gewißheit, 
fehlt dafür an jeder thatſächlichen Vorausſetzung. 
b der ſtändiſche Ausſchuß das geeignete Organ iſt, 
Verſchleppung und ohne erhebliche Vermehrung 
Koſten, Kommunal-Angelegenheiten zu entſcheiden, 
ſſe ich dahingeſtellt ſein. Ich erkläre mich prinzipa⸗ 
r für den Antrag der Staats-Regierung, weil ich 
je ordnungsmäßige Handhabung der Geſchäfte mit 
vorhandenen Organen für möglich halte. Der 
frag der hannoverſchen Abgeordneten iſt aus einer 
en Rivalität hervorgegangen. — (Widerſpruch. 
Oh!) — Präſident v. Forckenbeck unterbricht 
Redner mit dem Bemerken, daß dergleichen Inſi⸗ 
nicht geſtattet ſein. 5 
Abg. Lauenſtein: Schaffen Sie der Provinz 
Hannover definitive Zuſtände; erhalten Sie derſelben 
Dasjenige, was ihr Höchſtes iſt, nämlich ihre Aemter⸗ 
verfaſſung und ihre ſelbſtſtändige Städteordnung. (Bei- 
fall rechts.) 

Miniſter des Innern: Ich eigne mir Alles 
das an, was der Herr Vorredner geſagt hat, mit 
Ausnahme der Stelle, wo er zur Ordnung gewieſen 
wurde. (Große Heiterkeit.) Derſelbe hat die Vor- 
ſchläge der Regierung brillant motivirt und hat Anträge 
geſtellt, mit denen die Regierung vollſtändig überein- 
ſtimmt. (Es bandelt ſich darum, einen Fehler gut zu 
machen, der im vorigen Jahre begangen iſt. Das 
Abgeordnetenhaus iſt im vergangenen Jahre auf Be- 
trieb der hannoverſchen Abgeordneten anf die Vor- 
ſchläge der Regierung nicht eingegangen; es wurde 
Dasjenige, was die Regierung definitiv bewilligt zu 
ſehen wünſchte, nur als Proviſorium bewilligt. Die 
Regierung ſah ſich dadurch gezwungen, die Frage zu 
erörtern, in welcher Weiſe in Hannover die Organiſa⸗ 
tion der Mittelbehörden einzurichten ſei, um die Zu- 
ſtimmung des Hauſes zu erlangen. Die Stimmen, 
die ſie aus der Provinz vernahm, wieſen darauf hin, 
daß die Landdroſteien zwar gut, aber deren zu viel 
ſeien. Es kam deshalb weſentlich darauf an, die 
Aemterverfaſſung beizubehalten, die Landdroſteien aber 
zu beſchränſen. Die Regierung macht deshalb den 
Vorſchlag, mehrere Landdroſteibezirke zuſammen zu legen 
und aus den ſechs Bezirken drei zu machen. Von 
der Zweckmäßigkeit dieſes Vorſchlages iſt die Regierung 
noch jetzt überzeugt, weil ſie darin einen Fortſchritt in 
der Verwaltung ſieht, der ſehr gut ſpäter auf die alten 
Provinzen angewendet werden kann. Der Vorſchlag 
entſpricht auch den Wünſchen der Bevölkerung. Die 
hannoverſchen Abgeordneten hier wollen nur eine Yie- 
gierung. Die Staatsregierung kann unter keinen Um- 
ftänden hierauf eingehen. Sie hält es für unvereinbar 
mit der dortigen Verfaſſung. Wollen Sie nur eine 
Regierung, jo muß eine Mittelinſtanz geſchaffen, oder 
aber noch mehr von den Bkſuguiſſen der Regierungen 
auf die Aemter abgebürdet werden. Dadurch aber 
würden die Aemter Regierungen werden, und wir hätten 
ſtatt einer 101 Regierungen. Wenn Sie dagegen 
immen und es beim Alten laſſen, jo kommen Sie 
damit auf den Standpunkt der Regierung vom vorigen 
Jahre. Ich halte dieſen Standpunkt nicht für ganz 
unhaltbar; dann aber ſchaffen Sie das Proviſorium 
fort. Es iſt davon die Rede geweſen, daß man den 
Landdroſteien das Volksſchulweſen überweiſen ſollte. 
Die Regierung hatte die Abſicht, das bei drei Regierun⸗ 
gen zu thun; ſie kann es aber nicht thun mit einer 
Regierung und auch nicht mit ſechs. Wenn Sie nur 
eine Regierung bewilligen, in welche Lage bringen ſie 
die Verwaltung? Sie zwingen mich durch das Budget, 
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kleinen rumäniſchen Armee beſtimmten Waffen 
ausbeutet, um daraus außerordentliche 

mäniens zu deduziren. Es ſcheint als ob Hr. 

die Fortdauer der rumäniſchen Agitation nur 
wünſcht, damit er fortwährend Depeſchen ſchreiben kann, 
mit denen er den Weſtmächten in den Ohren liegt. 
Durch die Wendung, welche die rumäniſchen Angelegen- 
heiten jetzt genommen haben, iſt zwar der Stoff vor 
der Hand erſchöpft, doch iſt es der Erfindungsgabe des 
Herrn v. Beuſt zuzutrauen, daß er auch da etwas 
entdeckt, wo andere Leute nichts zu finden wiſſen. — 
Die „Correſpondance du Nord⸗Eſt“ enthält aus München 
die Mittheilung, daß das Reſultat der von den jüd- 
deutſchen Regierungen dort abgehaltenen Militär-Kon⸗ 
ferenzen auf Null zu reduziren und dieſer Ausgang der 
Konferenzen den Einflüſſen Frankreichs und Oeſterreichs 
zuzuſchreiben ſei. Frankreich hätte ſich gegen die beab- 
ſichtigten Stipulationen erklärt, weil damit der Main 
überſchritten würde. Oeſterreich hätte eine ähnliche Er⸗ 
klärung abgegeben und obendrein einen Eigenthums- 
Antheil an den ſüddeutſchen Feſtungen beanſprucht, 
wenn ſie Preußen übergeben würden. Was Frankreich 
betrifft, ſo iſt die Einmiſchung desſelben in dieſe ſüd⸗ 
deutſchen Konferenz⸗Angelegenheit unbegründet. Was 
Oeſterreich aber anbelangt, ſo hat es allerdings verſucht, 
ein Eigenthums⸗Recht an den Bundesfeſtungen geltend 
zu machen, iſt aber in München, Stuttgart und Karlsruhe 
mit Hinweis auf die früher von der Bundes-Liquidations- 
Kommiſſion aufgeſtellten Grundſätze und auf die Be- 
ſtimmungen des Prager Friedens entſchieden abgewieſen 
worden. Uebrigens ſtellen ſich die auf der Münchener 
Konferenz verabredeten Maßregeln durchaus nicht als „Null“ 
heraus, ſondern ſie werde bald in Wirkſamkeit treten. — 
Graf Bis marck hat heute dem nordamerikaniſchen Ge- 
ſandten einen längeren Beſuch gemacht. — Der Mini- 
ſter des Innern Graf Eulenburg giebt heute ein 
parlamentariſches Diner, zu welchem faſt alle Fraktionen 
des Hauſes Einladungen erhalten haben. Unter den 
Eingeladenen werden namentlich die Herren v. Forden- 
beck, v. Unruh, v. Saucken⸗Tarputſchen u. ſ. w. ge⸗ 
nannt. — Die Worte des Juſtizminiſters in der 
Sitzung vom 1. Dezember: „Ich kann lein Wort auf 
die Angriffe des Abg. Tweſten erwidern, weil ein Eid 
mich bindet“, find von den Zeitungen in der mannig- 
fachſten Weiſe gedeutet worden. Die naheliegendſte 
Erklärung iſt jedenfalls die, daß dieſe Worte auf den 
erſten Theil der Anſchuldigung des Abg. Tweſten ſich 
beziehen, Dr. Leonhardt habe als hannoverſcher Miniſter 
den Sieg Oeſterreichs über Preußen gewünſcht und da⸗ 
hin auszulegen ſind, daß der Juſtizminiſter durch einen 
Eid gebunden ſei, über ſeine damalige Stellung und 
Haltung im hannoverſchen Miniſterium, die ja möglicher- 
weiſe gegen einen Krieg mit Preußen geweſen ſein kann, 
nähere Aufklärung zu geben. Die Oppoſition ſucht 
dieſen Zwiſchenfall am 1. Dezember übrigens noch fort- 
während auszubeuten. In der national-liberalen Frak- 
tion ſind Beſchlüſſe über weitere Schritte gefaßt wor- 


Weiſe auffallend, wie er die für die Ausrüſtung der 


— er — 


Schmiedegeſell, betrat ein Haus in der Rosenthaler 
Straße, wahrſcheinlich in der Abſicht zu betteln. Er 
taumelte die etwas ſteile Treppe hinauf, muß aber 
wohl, oben angelangt, das Gleichgewicht verloten haben, 
denn gleich darauf hörten die Bewohner des Hauses 
einen ſchweren Fall und überzeugten ſich nunmehr, daß 
der Genannte herabgeſtürzt, auch im Fallen das Treppen“ 
geländer mit herabgeriſſen habe. Der Unbekannte, an 
dem äußerlich eine Verletzung nicht wahrgenommen, 
verließ nunmehr ſchwer betäubt das Haus und begab 
ſich zur Herberge, wo er ſich alsbald auf eine Bank 
nie derſetzte und — ohne Todeskampf verſchied. Die 
Leiche wurde heute gerichtlich ſecirt und dabei als 
Todesurſache eine innerliche Verletzung ermittelt. 


Schiffsberichte. 
Swinemünde, 4. Dezbr. Angekommene Schiffe: 
Thor, Jörgenſen von Rouen. Ueckermünde, Otto von 
Sunderland. Emilie (SD), Wittenhagen von Rotterdam. 
Hermann (SD), Klock von Riga. Helene (SD), Damlos 
von Hamburg. Marie (SD), Wills von London. Heimath, 
Stöwer von Antwerpen. Swinemünde, Lange von 
Sunderland. Anna, Hanſen von Bremen. Hendrika, 
Welvis; Erndte, Engelland; Carl, Schupp von Sunderland. 
Max Richard, Genfeburg von Rendsburg. 


Börſen⸗ Berichte. 
Stettin, 7. Dezbr. Witterung: Morgens Gewitter 
mit ſtarkem Regen, Mittags regnig. Temperatur T 9 e R. 
Wind NO. N 
Weizen loco wenig verändert, Termine feſt und 
höher bezahlt, pr. 2125 Pfd. gelber inländ 64 66 , 
feinſter 66½ —67 , bunter poln. 64 —651½ 9% bez., 
weißer 66—68 , ungar, 57 59 % nominell, 83 bis 
Sö⸗pfd. pr. Dezember 661, % Gd., Frühjahr 66 ¼, 
1 . bez. u. Gd. 


wurden die Poſt⸗Konventionen mit Oeſterreich und dem 
norddeutſchen Bunde, ſowie ein von der Kommiſſion 
ausgearbeiteter Adreß - Entwurf zur Erwiederung der 
Thronrede vorgelegt.] 

Pera, 4. Dezember. In einer Audienz am 
vergangenen Dienſtag überreichte Gotesco dem Sultan 
ein Schreiben des Fürſten Karl, indem er zugleich, 
Namens desſelben, die Verſicherung abgab, er ſei von 
loyalſten Gefühlen beſeelt und hege keinerlei feindliche 
Geſinnungen oder Projekte gegen die Türkei. 

— Die Pforte hat den Schutzmächten die Mit- 
theilung gewacht, ſie ſei zu ſtrengen Schritten gegen die 
helleniſche Regierung entſchloſſen, falls die Unterſtützung 
des Aufſtandes in Kreta fortdauern ſollte. 

— Die Pforte hat dem türkiſchen Geſandten in 
Athen poſitive Inſtrultionen überſandt, wahrſcheinlich des 
Inhalts, das er die diplomatiſchen Beziehungen mit 
Griechenland abbrechen ſolle. Die Pforte ſchickt Trup⸗ 
pen durch die Dardanellen. 

Newyork, 5. Dezember. Die Prozeßver⸗ 
handlung gegen Jefferſon Davis ſchloß heute mit der 
Vertagung bis zum Zuſammentritte des Obergerichts 
hofes in Richmond im Monat Mai nächſten Jahres. 
Die Bürgſchaft muß erneuert werden. — Auf dem 
Ohiofluß hat ein Zuſammenſtoß zweier Dampfer jtatt- 
gefunden. Der Dampfer „America“ iſt untergegangen, 
100 Perſonen ſind ertrunken. 

— Das Steigen des Goldagio iſt durch Gerüchte 
über den Tod Napoleons und über einen Aufſtand in 
Paris verurſacht. 

Pommern. 

Stettin, 7. Dezember. Die von uns nach 
der „Z. C.“ gebrachte Notiz, daß der Bau der neuen 
Bahnhofsanlagen in Stettin ca. 5 Millionen Thaler 
Koſten verurſacht habe, iſt nicht zutreffend. Wie wir 
aus zuverläſſiger Quelle erfahren, war die Anlage des 
neuen Güter-, ſowie die Erweiterung des Perſonenbahn⸗ 
hofes inkl. der eiſernen Brücken und des Viadults gleich 
von vornherein nur mit 2½ Million Thaler veran- 
ſchlagt und find von dieſer Summe noch 250,000 
Thlr. disponibel, welche zur Vollendung der Bauten 
mehr als hinreichend ſind. 

— Das nächſte Ordensfeſt wird am Sonntag 
den 23. Januar ſtattfinden. An die Behörden iſt 
bereits die Aufforderung zur Einreichung der Vor— 
ſchlagsliſten im vorgeſchriebenen Inſtanzenzuge ergangen. 

— Den in voriger Woche hierſelbſt ſtattgehabten 
Breſchverſuchen haben folgende Mitglieder der Artil- 
lerie-Prüfungs-Kommiſſion beigewohnt. Oberſt v. Rieff, 
Präſes der Kommiſſion, Oberſt-Lieutenant Stumpff, 
die Majors Hartmann und Munk, die Hauptleute 
Trautmann und Müller. 

— Sämmtliche wiſſenſchaftliche Prüfungs-Kom⸗ 
miſſionen find von dem Unterrichteminiſter benachrichtigt 
wörden, daß, nachdem nichtpreußiſche Angehörige des 
norddeutſchen Bundes unter denſelben Vorausſetzungen 
wie Einheimiſche zu den öffentlichen Aemtern in Preu- 
ßen zugelaſſen werden, die Zulaſſung nicht preußiſcher, 
aber den Bundesſtaaten angehöriger Kandidaten des 
höheren Schulamtes zur Prüfung der Miniſterial⸗Ge⸗ 
nehmigung nicht mehr bedarf. Sonſt haben letztgedachte 
Kandidaten natürlich denſelben Bedingungen wie die 
preußiſchen zu genügen. 


Die: Vorausſetzungen, fuhr alsdann der Reichskanzler 
fort, welche man an die Delegation geknüpft hat, haben 
ſich als berechtigt erwieſen. Zwiſchen den Mitgliedern 
beider Delegationen habe ſich ein wahrhaft kollegiales 
und freundliches Verhältniß kundgethan. Durch die 
Ausführung des Geſetzes, welches beſtimmt iſt, der Ge⸗ 
ſammtmonarchie einen feſten Halt zu geben, haben die 
Delegationen eine neue Friedens bürgſchaft gegeben. 
(Großer Beifall.) Niemand im Lande oder Auslande 
wird ernſtlich daran denken, daß die Vertreter der bei- 
den Reichsverſammlungen und der Delegationen das 
Wehrgeſetz angenommen und das Armeebudget in dem 
verlangten Maße bewilligt haben würden, hätten ſie 
Grund zu glauben gehabt, daß ein Krieg die Abſicht 
der Regierung ſei. Die Vertreter gaben dem Miniſte⸗ 
rium nicht die Waffen in die Hand, damit dasſelbe 
einen Streit ſuche oder einen angebotenen Streit leicht 
hin aufnehme. Die Vertreter wollen nur, daß wenn 
wir unſere Stimme erheben für die Erhaltung des Frie- 
dens und für die Abwehr der Gefahren, welche dem 
Frieden drohen könnten, dieſe Stimme nicht ertöne als 
Hülferuf eines Wehrloſen und Verlaſſenen, ſondern als 
Mahmuf eines Staates, welcher das Recht hat, gehört 
zu werden, wenn er von Frieden ſpricht. Wir werden 
mit dieſer Bedeutung die übernommene Pflicht nicht ser- 
geſſen. 


den: man will ſich in einer Adreſſe an den König 
wenden und den Dispoſitionsfonds von 400,000 Thlr. 
ſtreichen. Nachdem man alſo ſchon in der betreffenden 
Sitzung in den allerſtärkſten Ausdrücken Revanche gegen 
den Juſtizminiſter genommen und ſogar den zur Debatte 
ſtehenden Poſten geſtrichen hat, will man nachträglich 
das in der Vorberathung bereits genehmigte Haupt⸗ 
Haupt⸗Extraordinarium der General- Staatskaſſe ſtreichen. 
Es ft wohl zu erwarten, daß die beſonneren Theile 
bedenken werden, daß es ſich in dieſem Falle nicht mehr 
blos um eine Revanche gegen den Juſtizminiſter, ſon⸗ 
dern um einen Bruch zwiſchen der Regierung und dem 
Abgeordnetenhauſe handeln würde. Sehr bezeichnend 
für die liberale Oppofition find auch die folgenden Worte 
der „National⸗Zeitung“: Der Herr Miniſter wird ja 
ſehen, wie weit er bei dieſer Handhabung ſeiner Waffen 
auf der parlamentariſchen Arena — um nicht zu ſagen 
Tenne — mit ſeinen Geſetzentwürfen kommen wird. 
Alſo gegen dieſe von der liberalen Partei jo gut be- 
fundenen und ſo ſehr geprieſenen Geſetzentwürfe ſoll 
jetzt des Vorfalls am 1. Dezember wegen auf einmal 
Oppoſition gemacht werden. Es beweiſt dies ſchlagend, 
daß die Art und Weiſe, wie die liberale Partei „ihr 
Budget⸗Recht“ handhabt, vollſtändig unverträglich iſt 
mit der patriotiſchen Pflichterfüllung gegen die Regierung 
und das Land iſt. Sie ſieht von allen ſachlichen 
Gründen ab und macht nur aus perſönlichen Gründen 
Oppoſition. Durch dieſe Worte der „National⸗Ztg.“ 
iſt die Taktik der Oppofition aufs Stärkſte gebrandmarkt 
worden. — Die in England erbaute Panzer-Fregatte 
„König Wilhelm“ wird nach einer Anordnung des 
Marine- Departements nicht mehr in dieſem Jahre nach 
Kiel übergeführt werden. 

Stuttgart, 5. Dezember. Die Kammer der 
Standesherren hat als Kandidaten für das Vicepräſi⸗ 
dium gewählt die Fürſten Wolfegg, Zeil und Langen⸗ 
burg, und auf den Antrag Nauraths beſchloſſen, eine 
Antworts⸗-Adreſſe auf die Thronrede nicht zu unterlaſſen. 
In der Kammer der Abgeordneten kommt die Adreß⸗ 
frage am nächſten Montag zur Berathung. 

N Ausland. 

Wien, 5. Dezember. Die hiefigen Abend- 
blätter melden bezüglich der von der „Turguie“ über 
den Bruch zwiſchen der Pforte und Griechenland ge⸗ 
brachten Nachrichten, daß die Schutzmächte eine ſtarke 
Preſſion auf die griechiſche Regierung geübt hätten, dieſe 
aber es für unmöglich erklärt habe, die Expeditionen 
Freiwilliger nach Kreta zu verhindern. — Die „Preſſe“ 
jagt, die von der „Turquie“ als bereits vollzogen ge- 
meldeten Maßregeln ſeien nur in Ausſicht geſtellt. — 
Die „Neue freie Preſſe“ berichtet, daß in Kreiſen, welche 
über griechiſche Verhältniſſe gut unterrichtet zu ſein pfle⸗ 
gen, der Bruch zwiſchen der Pforte und Griechenland 
als unvermeidlich betrachtet werde. Die Schutzmächte 
ſeien beſtrebt, die Fortdauer der Unterſtützung des Auf⸗ 
ſtandes in Kreta Seitens Griechenlands zu hindern. 

Wien, 6. Dezember. Die amtliche „Wiener 
Zeitung“ veröffentlicht ein Kaiſerliches Handſchreiben, 
durch welches Reichskanzler Frhr. v. Beuſt aus Aner⸗ 
kennung und zum Beweiſe des beſonderes Wohlwollens 
des Kaiſers in den erblichen Grafenſtand der Kaſſer— 
lichen Monarchie erhoben wird. 

Wien, 6. Dezember. Dem „Telegraphen⸗ 


Brüſſel, 5. Dezember. Die Gerüchte über den 
Rücktritt des Miniſter⸗Präſidenten Frere-Orban find 
vollſtändig unbegründet. 

Paris, 5. Dezember. Eine Madrider Korre— 
ſpondenz des „Conſtitutionnel“ meldet eine carliſtiſche 
Bewegung in Aragon und Catalonien als unmittelbar 
bevorſtehend. Von den am 3. Dezember vorgenom- 
menen Verhaftungen ſind nur 16 aufrecht erhalten 
worden. 

Rom, 5. Dezember. Die päpſtliche Regierung 
läßt einen Brief Monti's, den derſelbe vor ſeiner Hin⸗ 
richtung geſchrieben hat, veröffentlichen. Monti erklärt 
darin, daß er ſeit 1865 den Carbonaris angehört habe, 
und bellagt ſich über diejenigen, welche, nachdem er 
ihnen gedient, ihn verrathen und dem Henker überliefert 
hätten, um ihr eigenes Leben zu retten. Monti drückt 
in dem Briefe ſeine Reue aus und bittet dies der gan- 
zen Welt durch die Journale zu verkünden, indem er 
den Segen des Papſtes erfleht und ihm die Fürſorge 
für ſein Kind empfiehlt. 

Madrid, 5. Dezember. „Imparbial“ führt 
aus, daß die Inſurreltion in Kuba zu ſehr ernſten 
Bedenken Anlaß gebe und daß Spanien auch nicht die 
äußerſten Opfer ſcheuen dürfe, um der Inſurrektion ein 
Ende zu machen und die Inſel zu pazifiziren; vor Allem 
aber ſei es dringend geboten, den Bewohnern Kuba's 
alle diejenigen Freiheiten zu gewähren, welche ſie von 
der Revolution erwarten zu dürfen glauben. Unver⸗ 
züglich müſſe die Regierung alle irgendwie zuläſſigen 
Reformen in den überſeeiſchen Beſizungen einführen und 
namentlich ſei daſelbſt die Sllavenfrage zur Löſung zu 
bringen. 

— Eine Verordnung des Finanzminiſters Figue⸗ 
rola ernennt eine Kommiſſion, welche eine Abrechnung 
des ſchwebenden Budgets bewerkſtelligen und den wah- 
ren Betrag des Deſizits feſtſtellen ſoll. Sie ſoll des- 
halb den, dem geſetzgebenden Körper vorzulegenden Rech- 


Gerſte matt, per 1750 Pfd. loco Futter- ungar, 
39½ —41 %, beſſere 45 46 , feine 48—49 9% 

Hafer matt, pr. 1300 Pfd. loco galiz. 3132 , 
pomm 33—34 , 4T—50-pfd. Frübj 33 % Gd. 

Erbſen pr. 2250 Pfd. Frühj. Futter- 56¼j 
bez., 57 Br. 

Rüböl wenig verändert, loco 9½ ½ Br., per 
Dezember 9 bez., Dezbr.⸗Januar 9½ , Br, 
Januar⸗Februar 9% % bez. u. Br., April⸗Mai 9% 
Ar der, Br. u. Gd., Septbr.-Oktober 9% 3% bez., 
919,, Gb. 

Spiritus matter, loco ohne Faß 15%, % . 
bez., kurze Lieferung ohne Faß 15 ½ 9% bez., mit Faß 
15½, ½% Re bez., Dezbr. u. Dezember⸗Januar 15 ½ 
A bez. u. Gd., Januar-Februar 15½ % Br., Früh 
jahr 15%, a Br. 

Regulirungs-Preiſe: Weizen 6612, Roggen 
50½½, Rüböl 9, Spiritus 15142. 

Berlin, 7 Dezember. Staatsſchul fteine 81 ½. 
Staats⸗Anleihe 4½ 9, 94. Bomm. Pfandbriefe 84½. 
Berlin- Stettiner Eiſeubabn-Aktien 131 Meckl. Eiſen“ 
bahn⸗Aktien 72½. Oberſchleſiſche Eiſenbahn-Aktien 193% 7 
Stargard-Boſener Eiſenb.-Attien 94 Defterr. National“ 
Anleihe 54¼%. Oeſterreichiſche Banknoten 85˙6. Ruf). 
Noten 83%, Amerikaner 6% 79/6. Hamburg 2 W. 
—. London 3 Mt. —. Paris 2 Mt. — Wien 277 
Mt 8475. Petersburg 3 W. 92. Coſel- Oderberger 114Yar 7 
Lombarden 11234. f 

Weizen matt, pr. Dezember 61½, April-Mai 59% | 
Roggen flau, per Dezember 5016, 48 /, Dezbr.⸗Januat 
498, 48%, per April-Mai 49, 48%. Nüböl feſt, food 
9½, per Dezember 9½, 98, pr. April⸗Mai 92. Spi⸗ 
ritus ſteigend, loco 15%,, pr. Dezbr. 151,, 151, 
Jan. Febr, 18%, 1510 ½, pr. April⸗Mai 1612, 16% 
Hafer pr. Früh 30%. 


Korreſpondenzbureau“ wird telegraphirt: Konſtantinopel, nungebericht abfaſſen, und zugleich ſich mit den Fragen — Das Königliche Ober-Tribunal hat neuerdings Tee De 

5. Saar Es wird bericht, daß e beſchäſtigen, welche Erſparniſſe ctwa möglich wären, folgenden Rechtsgrundſatz auſgeſtellt: „Ein eine Amts- aber Lag. 180. bz 

geltend gemachte diplomatijche Einflüſſe in Athen, wel⸗ welche Mittel anzuwenden ſeien, um die Staatseinnah⸗[beleidigung enthaltendes Schreiben kann nicht als ERDE 2 M8. 150% B 
chen Rußland nicht fremd ſei, eine gütliche Löſung des men zu erhöhen, und in welchem Betrage eine neue Nothwehr im Sinne des §. 41 Strafgeſetzbuch aufge-] Imsterdaa - 8 Tag. 142½ bz 
ſchwebenden Konflikts in Ausſicht ftellen. ſchwebende Schuld aufzunehmen ſei, damit für das faßt werden, auch wenn ſie durch eine ſeitens des Be- a eee 2 ut. ._— 

— Die Morgenblätter melden übereinſtimmend, nächſte Finanzjahr ein Budget ohne, Defizit aufgeſtellt leidigten ausgegangene Vorbeleidigung bedingt worden iſt.“ 4 bee 918 62% . 
daß die Schutzmächte Griechenlands übereingekommen werden könne. 1 e ee — Zur Herſtellung der Freizügigkeit der See- paris . n e l 0 g. 1 81% vs 
find, die Blokade Kreta's effektiv zu machen. Hier- — Ein Erlaß des Kolonialminiſters Apala macht ſchiffer iſt der erſte entſcheidende Schritt geſcheh enn 2 Mt. 80112 B 
durch ſollen die kriegodrohenden Folgen des griechiſch⸗ bekannt, daß behufs Legung eines Kabels zwiſchen Cadir Der Bundeskanzler hat Vertreter der Küſtenſtaaten auf] roman ::: 3 Mi. — 
türkiſchen Zerwürfniſſes zurückgehalten werden. — Das und den kanariſchen Juſeln, reſp. den Antillen der Zu- die erſte Hälfte Januar nach Berlin berufen, um ge⸗ 117 Fotersbg. . „ „„ r. 3. a — 
„Tagblatt“ jagt: Die im Mittellänbifchen Mere ftatio- ſchlag am 1. März 1869 entheilt werden wird. Die- meinſchaſtlch die Bedingungen zur Führung von See- en ao e ee SEE | ee Tiae 
nirten Flotten Englands und Frankreichs hätten Befehl nigen, welche ſich bei der Bewerbung um die Kon- ſchiffen, insbeſondere das dazu nöthig erachtete Prü-| Prouss. Bank 4 Lomb. 4 
erhalten, zum Auslaufen in die griechiſchen Gewäſſer zeſſion betheiligen wollen, haben vorläufig eine beſtimmte | fungsweſen feſtzuſtellen. Gen e 47 . 
bereit zu ſein. Vice-Admiral v. Tegethoff bereite eben ⸗ Kautionsſumme zu deponiten. Derjenige, welchem der — Auf die für das Jahr 1868 feſtzuſetzende eee en 75 
falls eine Zuſammenſetzung einer öſterreichiſchen Eskadre Zuſchlag ertheilt wird, erhält damit ein Privilegium auf] Dividende der preußiſchen Bankantheilsſcheine wird vom e e 2 
vor. — Die „Neue freie Preſſe“ ſchreibt: Auf die 40 Jahre. 20 a 0 0 „ 10 d. Mts. ab die zweite halbjährige Zahlung von| bomm. Pfd br.. 315 = 
Notifitation über den Bukareſter Miniſterwechſel als — Der Miniſter des Innern, Sagaſta, erklärt die 2¼ Prozent oder „22 Thlr. 15 Sgr.“ für den Di⸗⸗ » „% 4 5 
dem Ausdruck des wahren Willens des Landes und der Einfuhren aus Braſilien und den La Plata- Staaten videndenſchein Nr. 44 außer bei der Hauptbank-Kaſſe ain F TER } — 
vertragsmäßigen Stellung desſelben durchaus entſprechend, für quarantainefre ii. . u Berlin, auch bei dem hieſigen Provinzial⸗Banlkomtoir] Port. St. E. 4... — 

Rund habe zugleich hervorgehoben, daß man die vertrags — Bir die Anleihe find bis jept 354 Millionen ſowie bei den Banlkommanditen zu Cöslin, StralP , Prior 25 4 5 
mäßig begründete, aber auch begrenzte Selbſtſtändigkeit Realen gezeichnet. ſund und Stolp erfolgen. 4 .5 44 4, — 
der Donaufürſtenthümer zu jeder Zeit ſtützen und ſtär⸗ London, 6. Dezember. Dem „Obſerver“ — Das Allgemeine Kriegs⸗Departement hat die Pa eee 45 55 
ken wolle. zufolge dürfte das neue Kabinet folgendermaßen zujam- Abhaltung regelmäßiger Lehrkurſe, auf eine 3. bis] 3 arade-0. 9 eb dend K | 927% 6 

— Nach dem „Tagblatt“ hat das Wehrgeſetz mengeſetzt werden: Gladſtone Premier, Wood Lordkanz⸗ 6wöchentliche Dauer, in der Lehrſchmiede der Militär- St. Borsenhaus- 4 5 Kuh 
bereits die Kaiſerliche Sanktion erhalten. ler, Kimberley Präſident des Geheimen Raths, Ruſſel, Roßarzt⸗Schule zu Berlin anberaumt, um den Beſchlag⸗ St. Schunspielh-O. nn nnern 1 5 7 

Peſth, 5. Dezember. In der heutigen Schluß⸗ Lord⸗Siegelbewahrer, Lowe Schatzkanzler, Bruce Inne-ſchmieden der Kavallerie- und Artillerie-Truppentheile Date 9 4 e 5 102 ½ 
ſizung der Delegationen wurde die Anzeige gemacht, res, Clarendon auswärtige Angelegenheiten, Granville Gelegenheit zu bieten, ſich mit dem bei der Armee ein-] P.. a KEN ae 1 114 U 
das von ihnen bewilligte gemeinſame Budget im Be- Kolonien, Cardwell Krieg, Argyll, Staatsſetretär für geführten engliſchen Hufbeſchlage vollkommen vertraut] Pr. Sce- ASsdqu7rau 4 . 
trage von 81 Millionen habe die Kaiſerliche Sanktion] Indien, Childers Marine, Villiers Kanzler für Lanca- machen zu können. Pomerunia er rseereee nee: 4 116 G 0 
erhalten. Die Regierung dankte den Delegationen für ſter, Bright Handelsamt, Göſchen Präſident des Armen⸗ Stargard, 7. Dezember. In der am 5 W AR e RL 4 107% 
die Bewilligung der Summen, weil dadurch die Erhal⸗ | Gejeptollegiumg, Forteſcue Oberfetrerär für Irland. — [d. Mts. abgehaltenen Kreistags-Sitzung iſt ein Defini- 90 Deller Al n. 8 „ er 5 
tung des allgemeinen Friedens gefördert werde. — Im Zum Vicekönig von Irland ſoll Spencer, zum Gene- tiver Beſchluß in Bezug auf die Ehaufjee-Bauprojefte | Pom Prov.- Zuckers +: 5 — 
Unterhauſe ſprach ſich Deak dahin aus, er halte die ralpoſtmeiſter Grey deſignirt ſein. nicht gefaßt. Bevor der Kreistag ſich für die eine oder N. St. Zuckorsiod.- anne ser- 4 160 B 
Annahme eines Mandats als Deputirter mit der Be⸗ Bukaren, 5. Dezember. Der Fürſt Karl] andere Linie von Freienwalde nach Nörenberg entſchei⸗ Much Zuckerfabrik 4 m 
amtenſtellung für unvereinbar. hat an den Minifterpräfidenten einen Brief gerichtet, in den will, ſoll die über Linchen zu führende Linie ver⸗¶Walzma nls Trennen, 1 1 

Peſth, 5. Dezbr. (Schlußſitzung der Reichs- welchem er den Miniftern für die Uebernahme des meſſen werden. $ | Si. Dal ans git - eech de 4 2 
raths- Delegation.) Der Reichskanzler ;theilte mit, daß ſchweren Amtes dault und alle Kapazitäten ermahnt, + Demmin, 5. Dezember. Vor wenigen] St. Dampfschlepp G. 5 7 
der Kaiſer die Beſchlüſſe der Delegation ſanktionirt habe ſich um ihn zu ſchaaren und mit ihm vereint für das Tagen wurde von hier von dem Sturz eines Unter- 2 De SR FRI - 
und ſprach jodann im Auftrage des Kaijers die aller- | Wohl des Vaterlandes zu arbeiten. offers aus der Bodenlule der 3 Etagen hohen Ka- ka e ec ! 
höchfte Befriedigung mit den Reſultaten der Delegations⸗ Bukareſt, 6. Dezember. Das Miniſterium ſerne berichtet, welcher ſehr glücklich verlief, donn der Valkan ++ -- . 
berathungen aus. Der Kaiſer, erklärte der Reichskanz⸗ hat die Vorlage betreffend die Verlegung des Kafjations- Verunglückte iſt heute ſchon wieder vollſtändig auf den] St. Dampimühlo un n ner. IR 
ler, wiſſe die Bereitwilligkeit zu ſchätzen, mit welcher die hofes nach Jaſſp zurückgezogen. Die übrigen, von dem Beinen. Geſtern in der Abendſtunde ereignete ſich nun er e 4 
Delegation den dringenden Bedürfniſſen des Staates früheren Miniſterium ausgearbeiteten Geſetz Entwürfe abermals ein ähnlicher Unglücksfall, der indeſſen die be— RE 2 
Abhülfe geſchafft habe und erkenne mit beſonderem Wohl- werden von der Regierung, vorbehaltlich weiterer Amen- klagenswertheſten Folgen halte. Ein im hoben Wade Gebncinu. Haüges “ v 6 udn 5 
gefallen die aufopfernde Thätigkeit der Delegation an. dements, aufrechterhalten. In der Deputirtenkammer angetrunkeuar Handwerksburſche, ſeines Standes ein Grabow Stadt-O bl ** 


